
einerseits und Staatsanwalt und Gericht andererseits 
gerichtet sein. Diese Zusammenarbeit darf nicht nur 
in Form eines schriftlichen Verkehrs, sondern sie muß 
auf dem Wege persönlicher Aussprachen durchgeführt 
werden. Es ist unbedingt wichtig, daß zu Arbeitsbe­
ratungen der Dienststellen der Abgabenverwaltung 
über Abgabenstrafsachen auch Staatsanwälte und Rich­
ter eingeladen werden. Vielfach ist es auch zweckmäßig, 
Fälle, die von der Abgabenverwaltung zur Strafver­
folgung an den Staatsanwalt abgegeben werden, per­
sönlich zu besprechen, zumal im gerichtlichen Verfahren 
ein Vertreter der Abgabenverwaltung nicht mehr wie 
früher als Nebenkläger auftritt, sondern nur noch als 
Sachverständiger gehört werden kann. Es sei in diesem 
Zusammenhang darauf hingewiesen, daß nach § 60 StPO 
Sachverständige über abgabenrechtliche Fragen grund­
sätzlich von den Dienststellen der Abgabenverwaltung 
anzufordern sind. <■

Für das Verfahren in Abgabenstrafsachen gelten die 
Bestimmungen der §§ 420 bis 477 AO. Daneben gelten 
die Bestimmungen der StPO, soweit die Verfahrens­
vorschriften der AO nichts Abweichendes vorschreiben.

In den meisten Fällen werden Abgabenvergehen 
durch die Dienststellen der Abgabenverwaltung aufge­
deckt. Dementsprechend bestimmt § 421 AO, daß die 
Abgabenverwaltung bei allen Abgabenvergehen für die 
Erforschung des Sachverhalts zuständig ist. Staats­
anwalt und Gericht haben sich in drei Fällen mit Ab­
gabenvergehen zu befassen:

1. wenn der Beschuldigte verhaftet oder vorläufig 
festgenommen ist und durch das Gericht vernommen 
wird (§ 421 Abs. 1 Satz 2 AO);

2. wenn die Unterabteilung Abgaben die Sache an 
den Staatsanwalt abgibt (§§ 425, 446 AO);

3. wenn der Beschuldigte auf Grund eines Strafbe­
scheides gerichtliche Entscheidung beantragt hat und 
die Abgabenverwaltung diesen Bescheid nicht zurück­
nimmt (§§ 450, 462 AO).

Die Grundsätze, die im Verfahren gegen den Be­
schuldigten Anwendung finden und nachstehend er­
läutert sind, gelten auch im Verfahren gegen Neben­
beteiligte. Als solchen bezeichnet das Gesetz denjeni­
gen, dem ein Recht an einzuziehenden Gegenständen 
zusteht, und denjenigen, der nach § 416 AO für die 
Geldstrafe und die Kosten haftet (vgl. § 421 AO).

Wird der Beschuldigte verhaftet oder vorläufig fest­
genommen, so ist er entsprechend den Grundsätzen 
unserer Verfassung nach §§ 144, 153 StPO dem Gericht 
zur Vernehmung vorzuführen. Damit werden Gericht 
und Staatsanwalt zunächst für die weitere Durch­
führung des Verfahrens zuständig. Der Staatsanwalt 
kann jedoch die Unterabteilung Abgaben auch in einem 
solchen Fall ersuchen, den Sachverhalt zu erforschen.

Die Abgabenverwaltung hat nach § 425 AO jederzeit 
die Möglichkeit, sich der weiteren Untersuchung in 
einer Abgabenstrafsache zu enthalten und die Ange­
legenheit an den Staatsanwalt abzugeben. Aus dem 
Angeführten ergibt sich, daß die Abgabenverwaltung 
nicht den Ehrgeiz haben darf, grundsätzlich alle Fälle 
von Abgabenvergehen selbst durchzuführen. Anderer­
seits wäre es natürlich verfehlt, ohne Unterschied 
sämtliche Fälle an den Staatsanwalt abzugeben.

In folgenden Fällen muß die Unterabteilung Ab­
gaben die Sache an den Staatsanwalt abgeben:

1. wenn wegen des Vergehens eine Freiheitsstrafe 
obligatorisch vorgeschrieben ist (Beispiel: Rückfall nach 
§ 404 AO, sofern mildernde Umstände nicht vorhanden 
sind);

2. wenn wegen eines Vergehens neben einer Geld­
strafe wahlweise Freiheitsstrafe angedroht ist und we­
gen der Schwere der Tat eine Verhängung dieser Frei­
heitsstrafe am Platze ist (Beispiel: Fälle erheblicher 
Abgabenhinterziehungen nach § 396 AO);

3. wenn ein Abgabenvergehen in Tateinheit mit einer 
Straftat, für die eine schwerere Strafe vorgesehen ist, 
begangen wurde. Typische Beispiele hierfür sind Ab­
gabenvergehen in Tateinheit mit Wirtschaftsverbrechen 
und Abgabenvergehen in Tateinheit mit Untreue. Hier 
ist insbesondere die in Tateinheit begangene vorsätz­
liche Nichtabführung von Lohnsteuern und Arbeiter­
beiträgen zur Sozialversicherung zu nennen. Die vor­
sätzliche Nichtabführung der Lohnsteuer ist, wenn

zugleich die Lohnsteueranmeldung unterlassen wird, 
ein Abgabenvergehen. Die Nichtabführung der Sozial­
versicherungsbeiträge ist ein Vergehen nach § 9 WStVO, 
verwirklicht aber darüber hinaus den Tatbestand der 
Untreue nach § 266 StGB. § 266 StGB droht die 
schwerste Strafe an, so daß diese Straftat der Straf­
befugnis der Abgabenverwaltung entzogen ist. — Es 
sei darauf hingewiesen, daß in allen Fällen von Tat­
einheit, in denen die Strafe nicht aus dem Abgaben­
gesetz entnommen wird, eine wegen des Abgabenver­
gehens verwirkte Geldstrafe nach § 418 AO gesondert, 
also neben der Strafe, die für die andere Straftat ver­
hängt wird, festzusetzen ist.

Ir\ allen übrigen Fällen k a n n  die Abgabenverwal­
tung die Sache an den Staatsanwalt abgeben. Sie wird 
das tun, wenn aus besonderen Gründen ein gerichtliches 
Verfahren angebracht ist. Meistens wird es sich hier­
bei um Fälle von besonderer Gesellschaftsgefährlichkeit 
handeln. Es ist hierbei in Betracht zu ziehen, daß 
das öffentliche Verfahren vor dem Gericht eine stärkere 
erzieherische Wirkung als das Verwaltungsstrafver­
fahren ausübt. Das gerichtliche Verfahren wird des­
halb in solchen Fällen angebracht sein, in denen der 
Beschuldigte trotz mehrfacher Bestrafung im Verwal­
tungsstrafverfahren abermals ein Abgabenvergehen 
begangen hat (Beispiel: Jemand, der als Helfer in 
Steuersachen nicht zugelassen ist, wurde wiederholt 
nach § 413 AO wegen unzulässiger Hilfe in Steuer­
sachen bestraft und übt trotzdem weiterhin Hilfe in 
Steuersachen aus).

Der Staatsanwalt kann von sich aus die Übernahme 
einer durch die Abgabenverwaltung an ihn abgege­
benen Strafsache nicht ablehnen. Er wird jedoch solche 
Fälle, in denen er ein gerichtliches Strafverfahren nicht 
für zweckmäßig hält, zum Anlaß einer Besprechung 
mit der Unterabteilung Abgaben nehmen, damit in 
beiderseitigem Einverständnis festgelegt wird, welcher 
Verfahrensweg eingeschlagen werden soll. Hierbei 
muß der gesellschaftsgefährliche Charakter des Abga­
benvergehens richtig gewürdigt werden.

So war es falsch, wenn im folgenden Fall die Be­
strafung durch die Abgabenverwaltung erfolgte: Ein 
Gewerbetreibender verkürzte vorsätzlich durch Ver­
heimlichung eines Warenlagers über 50 000 DM Ab­
gaben. Gegen ihn wurde zunächst eine Untersuchung 
wegen eines Wirtschaftsverbrechens eingeleitet, und er 
wurdp in Untersuchungshaft genommen. Im Zuge der 
Ermittlungen kam der Staatsanwalt zu der Fest­
stellung, daß die Voraussetzungen für die Bestrafung 
nach der Wirtschaftsstrafverordnung nicht gegeben 
waren. Er gab den Fall an die Unterabteilung Abgaben 
zur Strafverfolgung ab, die eine Geldstrafe von etwa 
60 000 DM festsetzte. — Hier wäre ein gerichtliches 
Verfahren angebracht gewesen, weil infolge der Höhe 
des der Gesellschaft zugefügten Schadens eine Frei­
heitsstrafe gerechtfertigt gewesen wäre und weil auch 
die Frage der Anrechnung der Untersuchungshaft zu 
prüfen war.

Hat die Abgabenverwaltung eine Abgabenstrafsache 
an den Staatsanwalt abgegeben, dann wird ein ge­
richtliches Verfahren nach den Bestimmungen der 
StPO, wie es auch für jede andere Straftat in Betracht 
kommt, durchgeführt.

Zur Bestrafung des Beschuldigten stehen der Ab­
gabenverwaltung zwei verschiedene Möglichkeiten 
offen:

1. Dip U n t e r w e r f u n g s v e r h a n d l u n g .  Das 
ist ein Übereinkommen mit dem Beschuldigten, das 
protokollarisch festgehalten wird und durch das der 
Beschuldigte seine Straftat anerkennt und sich der 
festgesetzten Strafe vorbehaltlos unterwirft. Ein Rechts­
mittel ist im Falle der Unterwerfung nicht möglich.

2. Der S t r a f b e s c h e i d .  Das ist ein Bescheid, der 
in seiner äußeren Form einem gerichtlichen Urteil ähn­
lich ist. Gegen diesen Bescheid kann der Beschuldigte 
entweder das Rechtsmittel der Beschwerde einlegen 
oder gerichtliche Entscheidung beantragen (§ 450 AO).

Wird Beschwerde eingelegt, so wird das Verwaltungs­
strafverfahren fortgesetzt. Über die Beschwerde ent­
scheidet der Rat des Bezirks endgültig. Zu einem 
gerichtlichen Verfahren kommt es demzufolge in solchen 
Fällen nicht. Ob der Beschuldigte dieses Verfahren 
wählt oder ob er gerichtliche Entscheidung beantragt,
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